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Entscheidungsdatum

12.12.2023
Norm

AVG 838
B-VG Art133 Abs4
Direktzahlungs-Verordnung §13
MOG 2007 86
Rinderkennzeichnungs-Verordnung 2008 86 Abs1
Rinderkennzeichnungs-Verordnung 2008 86 Abs6
VwWGVG §17
VWGVG §28 Abs1
VWGVG 831 Abs1
VWGVG 8§34 Abs3
1. AVG 8 38 heute
2. AVG 8§ 38 giiltig ab 01.03.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
AVG 8§ 38 gultig von 01.02.1991 bis 28.02.2013

w

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

SO 0 e N ol AW

-

—_

. §13 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2014 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 368/2014

1. 86 glltig von 01.10.2019 bis 20.04.2021 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 174/2021
2. §6gultigvon 11.11.2016 bis 30.09.2019 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 306/2016
3. §6 gultig von 01.03.2010 bis 10.11.2016 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 66/2010
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4. §6 glltig von 01.01.2008 bis 28.02.2010

1. 86 glltig von 01.10.2019 bis 20.04.2021 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 174/2021

2. §6 gtltigvon 11.11.2016 bis 30.09.2019 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 306/2016
3. §6 gultig von 01.03.2010 bis 10.11.2016 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 66/2010
4. 86 glltig von 01.01.2008 bis 28.02.2010

1. VWGVG 8 17 heute

2. VwWGVG § 17 glltig ab 01.01.2014

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
1. VWGVG 8 31 heute
2. VwWGVG § 31 glltig ab 01.09.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018
3. VwWGVG § 31 glltig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 31 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
1. VWGVG 8 34 heute
2. VWGVG § 34 glltig ab 21.07.2023 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 88/2023
3. VWGVG § 34 glltig von 01.07.2021 bis 20.07.2023zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
4. VwWGVG 8 34 gultig von 01.01.2017 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
5. VWGVG 8§ 34 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
Spruch
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W114 2281974-1/2Z
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht beschliet durch den Richter Mag. Bernhard DITZ Uber die Beschwerde von XXXX ,
XXXX , BNr. XXXX, gegen den Bescheid des Vorstandes flr den Geschaftsbereich Il der Agrarmarkt Austria (AMA) vom
10.01.2023, AZ 11/4-DZ/22-22130087010, betreffend die Gewahrung von Direktzahlungen fir das Antragsjahr 2022: Das
Bundesverwaltungsgericht beschlieBt durch den Richter Mag. Bernhard DITZ tber die Beschwerde von rémisch 40,
romisch 40, BNr. romisch 40, gegen den Bescheid des Vorstandes fir den Geschaftsbereich romisch zwei der
Agrarmarkt Austria (AMA) vom 10.01.2023, AZ [1/4-DZ/22-22130087010, betreffend die Gewahrung von
Direktzahlungen fur das Antragsjahr 2022:

A) Das Verfahren wird gemal3 8 34 Abs. 3 VwWGVG bis zur Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes in dem zur ZI. Ro
2022/07/0003 anhangigen Verfahren ausgesetzt.A) Das Verfahren wird gemaR Paragraph 34, Absatz 3, VwWGVG bis zur
Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes in dem zur ZI. Ro 2022/07/0003 anhangigen Verfahren ausgesetzt.

B) Die Revision ist nicht zulassig.

Text

Begrindung:, Begrundung:

1. XXXX , XXXX, BNr. XXXX , im Weiteren Beschwerdefiihrer oder BF, stellte am 22.03.2022 einen Mehrfachantrag-
Flachen (MFA) fur das Antragsjahr 2022, beantragte die Gewahrung von Direktzahlungen und einer Ausgleichszulage
und spezifizierte zu diesem Zweck in der Internet-Applikation INVEKOS-GIS eine Reihe von landwirtschaftlichen

Nutzflachen.1. romisch 40, romisch 40, BNr. romisch 40, im Weiteren Beschwerdefihrer oder BF, stellte am
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22.03.2022 einen Mehrfachantrag-Flachen (MFA) fur das Antragsjahr 2022, beantragte die Gewahrung von
Direktzahlungen und einer Ausgleichszulage und spezifizierte zu diesem Zweck in der Internet-Applikation INVEKOS-
GIS eine Reihe von landwirtschaftlichen Nutzflachen.

Dabei wurde fur funf Kiihe und ein sonstiges Rind die gekoppelte Stitzung beantragt.

2. Ausgehend von einer elektronisch vorgenommenen Meldung durch den Bewirtschafter der Alm mit der BNr. XXXX
wurde von der AMA festgestellt, dass alle sechs Rinder am 02.07.2022 auf die Alm mit der Betriebsnummer XXXX
aufgetrieben wurden, die entsprechende Rinderdatenbankmeldung fur den Auftrieb durch den Almverantwortlichen
jedoch am 21.07.2022, und damit aulRerhalb der 14-tagigen Meldefrist erfolgte. 2. Ausgehend von einer elektronisch
vorgenommenen Meldung durch den Bewirtschafter der Alm mit der BNr. rémisch 40 wurde von der AMA festgestellt,
dass alle sechs Rinder am 02.07.2022 auf die Alm mit der Betriebsnummer rémisch 40 aufgetrieben wurden, die
entsprechende Rinderdatenbankmeldung fir den Auftrieb durch den Aimverantwortlichen jedoch am 21.07.2022, und
damit auBerhalb der 14-tagigen Meldefrist erfolgte.

3. Mit Bescheid vom 10.01.2023, AZ 11/4-DZ/22-22130087010, gewahrte die AMA dem BF flr das Antragsjahr 2022
Direktzahlungen in H6he von EUR XXXX ; eine gekoppelte Stutzung wurde dabei nicht gewahrt. Zusatzlich wurde in
dieser Entscheidung Folgendes ausgefiihrt:3. Mit Bescheid vom 10.01.2023, AZ 11/4-DZ/22-22130087010, gewahrte die
AMA dem BF flrr das Antragsjahr 2022 Direktzahlungen in Hohe von EUR rémisch 40 ; eine gekoppelte Stitzung wurde
dabei nicht gewahrt. Zusatzlich wurde in dieser Entscheidung Folgendes ausgefihrt:

»Da UnregelmaRigkeiten bei maximal 3 Tieren festgestellt wurden, kdnnen diese sonstigen Rinder nicht als ermittelt
gelten und sind daher nicht pramienfahig. Dartber hinaus erfolgt keine weitere Verwaltungssanktion (Art. 31 Abs. 1 VO
640/2014).,Da Unregelmal3igkeiten bei maximal 3 Tieren festgestellt wurden, kdnnen diese sonstigen Rinder nicht als
ermittelt gelten und sind daher nicht pramienfahig. Dartber hinaus erfolgt keine weitere Verwaltungssanktion (Artikel
31, Absatz eins, VO 640 aus 2014,).

4. In der gegen diesen Bescheid elektronisch am 30.01.2023 erhobenen Beschwerde fiihrte der Beschwerdefiihrer
Folgendes aus:

»Im Jahr 2022 habe ich insgesamt 5 Kiihe und ein sonstiges Rind auf zwei Almen getrieben. Ich habe mich noch Gber
die Rinderkennzeichnung vergewissert, dass die Tiere vom Almobmann zeitgerecht gemeldet wurden. Dies war bei
allen Tieren der Fall. Erst durch die Ablehnung der gekoppelten Pramie in der Direktzahlung habe ich feststellen
mussen, dass bei meinen 6 Rindern, die von der ersten Alm XXXX auf eine zweite Alm XXXX weitergetrieben wurden, zu
einer verspateten Meldung des Weitertriebs durch den Almobmann der Betriebsnummer XXXX kam. Dies hatte zur
Folge, dass mir die gesamte gekoppelte Stltzung fur die Kihe und flr das eine sonstige Rind gestrichen und zusatzlich
ein Strafbetrag (Sanktion) von XXXX Euro verhdngt wurde. Der Weitertrieb erfolgte aber Zug um Zug, ohne
Unterbrechung. Alle Angaben wurden korrekt getatigt, nur die Meldung erfolgte zu spat. Die betroffenen Ohrmarken
beim verspatet gemeldeten Weitertrieb lauten: AT 364134938, AT 480222868, AT 944875568, AT 944877768, AT
944878868 und AT 944876668; Die Abweichung wurde im Rahmen einer Verwaltungskontrolle festgestellt, also dass
die Meldung auRerhalb der vorgeschriebenen Meldefrist erfolgte. Diese verspatete Meldung des Almobmannes kann
hier als schriftliche Mitteilung Uber die Fehlerhaftigkeit angesehen werden. Die Meldung durch den Almobmann
erfolgte ohne einer angekindigten Vorortkontrolle.,Im Jahr 2022 habe ich insgesamt 5 Kiihe und ein sonstiges Rind auf
zwei Almen getrieben. Ich habe mich noch Uber die Rinderkennzeichnung vergewissert, dass die Tiere vom
Almobmann zeitgerecht gemeldet wurden. Dies war bei allen Tieren der Fall. Erst durch die Ablehnung der
gekoppelten Pramie in der Direktzahlung habe ich feststellen missen, dass bei meinen 6 Rindern, die von der ersten
Almromisch 40 auf eine zweite Almrdmisch 40 weitergetrieben wurden, zu einer verspateten Meldung des
Weitertriebs durch den Almobmann der Betriebsnummer romisch 40 kam. Dies hatte zur Folge, dass mir die gesamte
gekoppelte Stutzung fur die Kiihe und flr das eine sonstige Rind gestrichen und zusatzlich ein Strafbetrag (Sanktion)
von rémisch 40 Euro verhangt wurde. Der Weitertrieb erfolgte aber Zug um Zug, ohne Unterbrechung. Alle Angaben
wurden korrekt getatigt, nur die Meldung erfolgte zu spat. Die betroffenen Ohrmarken beim verspatet gemeldeten
Weitertrieb lauten: AT 364134938, AT 480222868, AT 944875568, AT 944877768, AT 944878868 und AT 944876668; Die
Abweichung wurde im Rahmen einer Verwaltungskontrolle festgestellt, also dass die Meldung auRBerhalb der



vorgeschriebenen Meldefrist erfolgte. Diese verspatete Meldung des Almobmannes kann hier als schriftliche Mitteilung
Uber die Fehlerhaftigkeit angesehen werden. Die Meldung durch den Almobmann erfolgte ohne einer angektndigten
Vorortkontrolle.

Aus einem Urteil vom BVWG mit der Geschaftszahl W104 2246623-1 (Entscheidungsdatum 16.11.2021) geht hervor,
dass der Alimobmann/Beschwerdeflhrer mit der verspateten aber korrekten Meldung stets richtige Angaben gemacht
hat (wie in meinem Fall auch) und somit nicht davon ausgegangen werden kann, dass hier eine Sanktion unerlasslich
ware, um die ordnungsgemalie Anwendung des Gemeinschaftsrechts sicherzustellen. Es erwachst auch in meinem Fall
kein Schaden fur den Unionshaushalt, Sanktionen/Strafbetrdge sind somit nicht gerechtfertigt und ich bitte Sie diese
aufzuheben, wie dies auch beim Entscheid zu Geschéaftszahl W104 2246623-1/2E oder auch Geschaftszahl W104
2246595-1 erfolgte.”

5. Die AMA legte dem Bundesverwaltungsgericht am 28.11.2023 die Beschwerde und die zugehérigen Unterlagen des
Verwaltungsverfahrens zur Entscheidung vor. Im Rahmen der Aktenvorlage fihrte die AMA dazu Folgendes aus:

,Bis einschliellich dem Antragsjahr 2019 war die Osterreichische Vorgehensweise so, dass fur ein Rind, dessen
Verbringung wahrend der 60-tagigen Alpungsperiode aulBerhalb der in Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 vorgesehenen
Frist mitgeteilt wurde, zwar keine Beihilfe gewahrt wurde, das Rind jedoch nicht bei der Berechnung der Sanktion
gemal Artikel 30 und 31 VO (EU) 640/2014 berUcksichtigt wurde, wenn der Umstand der verspateten Meldung im Zuge
einer Verwaltungskontrolle (nur Abgleich der Angaben an die Rinderdatenbank) festgestellt wurde.,Bis einschlieRlich
dem Antragsjahr 2019 war die dsterreichische Vorgehensweise so, dass fur ein Rind, dessen Verbringung wahrend der
60-tagigen Alpungsperiode auBerhalb der in Verordnung (EG) Nr. 1760 aus 2000, vorgesehenen Frist mitgeteilt wurde,
zwar keine Beihilfe gewahrt wurde, das Rind jedoch nicht bei der Berechnung der Sanktion gemaf3 Artikel 30 und 31 VO
(EU) 640 aus 2014, berucksichtigt wurde, wenn der Umstand der verspateten Meldung im Zuge einer
Verwaltungskontrolle (nur Abgleich der Angaben an die Rinderdatenbank) festgestellt wurde.

Diese Vorgehensweise wurde zum einen mit Artikel 15 der VO (EU) Nr 640/2014 argumentiert. Zum anderen mit dem
EuGH-Urteil in der Rechtsache C-45/05 (Maatschap Schonewille-Prins), aus dem hervorgeht, dass der Ausschluss von
der Gewahrung der Pramie fur ein Rind, fur das die Daten Uber eine Umsetzung in oder aus dem Betrieb nicht
innerhalb der Artikel 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1760/2000 vorgesehenen Frist mitgeteilt worden sind, keine Sanktion
darstellt, sondern die Folge der Nichteinhaltung der Voraussetzungen fur die Gewahrung dieser Pramie ist. Nur wenn
fehlende Meldungen im Zuge einer Vor-Ort-Kontrolle festgestellt wurden, erfolgte zudem eine Sanktion.Diese
Vorgehensweise wurde zum einen mit Artikel 15 der VO (EU) Nr 640 aus 2014, argumentiert. Zum anderen mit dem
EuGH-Urteil in der Rechtsache C-45/05 (Maatschap Schonewille-Prins), aus dem hervorgeht, dass der Ausschluss von
der Gewahrung der Pramie fur ein Rind, fur das die Daten Uber eine Umsetzung in oder aus dem Betrieb nicht
innerhalb der Artikel 7 Absatz eins, VO (EG) Nr. 1760 aus 2000, vorgesehenen Frist mitgeteilt worden sind, keine
Sanktion darstellt, sondern die Folge der Nichteinhaltung der Voraussetzungen fir die Gewahrung dieser Pramie ist.
Nur wenn fehlende Meldungen im Zuge einer Vor-Ort-Kontrolle festgestellt wurden, erfolgte zudem eine Sanktion.

Im Juni 2019 wurde von der Europaischen Kommission ein Prifbesuch in der Zahlstelle (AMA) durchgefihrt, im Zuge
dessen die RechtméRigkeit der Umsetzung der gekoppelten Zahlungen in Osterreich kontrolliert werden sollte. Dabei
wurde unter anderem die Vorgehensweise bei verspateten Meldungen dahingehend beanstandet, dass aus Sicht der
Kommission Sanktionen gemaf? Artikel 30 und 31 VO (EU) Nr. 640/2014 auch bei Verwaltungskontrollen und nicht nur
bei Vor-Ort-Kontrollen zu erfolgen hatten. In weiterer Folge wurden seitens der Kommission finanzielle Korrekturen in
Aussicht gestellt. Die Kommission ist den oben skizzierten inhaltlichen Ausfiihrungen Osterreichs in diversen
Stellungnahmen zu diesem Punkt nicht gefolgt und vertritt weiterhin die Auffassung, auch im Rahmen von
Verwaltungskontrollen musse eine Meldeverspatung neben dem Pramienverlust eine zusatzliche Kirzung gemaR
Artikel 30 und 31 VO (EU) Nr. 640/2014 zur Folge haben. Im Juni 2019 wurde von der Europdischen Kommission ein
Prifbesuch in der Zahlstelle (AMA) durchgefihrt, im Zuge dessen die RechtmaRigkeit der Umsetzung der gekoppelten
Zahlungen in Osterreich kontrolliert werden sollte. Dabei wurde unter anderem die Vorgehensweise bei verspateten
Meldungen dahingehend beanstandet, dass aus Sicht der Kommission Sanktionen gemalf3 Artikel 30 und 31 VO (EU) Nr.
640 aus 2014, auch bei Verwaltungskontrollen und nicht nur bei Vor-Ort-Kontrollen zu erfolgen hatten. In weiterer
Folge wurden seitens der Kommission finanzielle Korrekturen in Aussicht gestellt. Die Kommission ist den oben
skizzierten inhaltlichen Ausfilhrungen Osterreichs in diversen Stellungnahmen zu diesem Punkt nicht gefolgt und
vertritt weiterhin die Auffassung, auch im Rahmen von Verwaltungskontrollen misse eine Meldeverspatung neben



dem Pramienverlust eine zusatzliche Kiirzung gemal Artikel 30 und 31 VO (EU) Nr. 640 aus 2014, zur Folge haben.

Vor diesem Hintergrund wurde nach Rucksprache mit dem Bundesministerium fir Landwirtschaft, Regionen und
Tourismus (BMLRT) die Vorgehensweise ab dem Antragsjahr 2020 an die Sichtweise der Kommission angepasst,
weshalb Meldeverspatungen nunmehr zusatzlich zum Verlust der Pramie eine Sanktion gemaf Artikel 30 iVvm 31 VO
(EU) Nr.640/2014 im Verhaltnis von 5 beantragten sonstigen Rinder, die alle Pramienvoraussetzungen erfillen, zu den
4 fur die gekoppelte Stutzung beantragten sonstigen Rinder, bei denen UnregelmaRigkeiten beanstandet wurden, zur
Folge haben. Im vorliegenden Fall wurde gemaR Artikel 31 Abs. 2 letzter Unterabsatz der Verordnung (EU) Nr. 640/2014
ein zusatzlicher Sanktionsbetrag einbehalten, da sich die Abweichungen auf grofRer 50 % belaufen.Vor diesem
Hintergrund wurde nach Rucksprache mit dem Bundesministerium fur Landwirtschaft, Regionen und Tourismus
(BMLRT) die Vorgehensweise ab dem Antragsjahr 2020 an die Sichtweise der Kommission angepasst, weshalb
Meldeverspatungen nunmehr zusatzlich zum Verlust der Pramie eine Sanktion gemal Artikel 30 in Verbindung mit 31
VO (EU) Nr.640 aus 2014, im Verhaltnis von 5 beantragten sonstigen Rinder, die alle Pramienvoraussetzungen erftillen,
zu den 4 fur die gekoppelte Stutzung beantragten sonstigen Rinder, bei denen UnregelmaRigkeiten beanstandet
wurden, zur Folge haben. Im vorliegenden Fall wurde gemalR Artikel 31 Absatz 2, letzter Unterabsatz der Verordnung
(EU) Nr. 640 aus 2014, ein zusatzlicher Sanktionsbetrag einbehalten, da sich die Abweichungen auf gréRRer 50 %
belaufen.

Gegen das Erkenntnis des BVWG W104 2246544-1/2E, in dem das erkennende Gericht von der Anwendbarkeit des
Artikel 15 der VO (EU) Nr. 640/2014 ausgeht und die Sanktionen als nicht gerechtfertigt erachtet, wurde von der
erstinstanzlichen Behoérde beim VwGH Revision erhoben. Eine hdchstgerichtliche Entscheidung ist noch
ausstandig.Gegen das Erkenntnis des BVwG W104 2246544-1/2E, in dem das erkennende Gericht von der
Anwendbarkeit des Artikel 15 der VO (EU) Nr. 640 aus 2014, ausgeht und die Sanktionen als nicht gerechtfertigt
erachtet, wurde von der erstinstanzlichen Behdérde beim VwGH Revision erhoben. Eine hdchstgerichtliche
Entscheidung ist noch ausstandig.

Sachverhalt:
Es wurde fUr 5 Kiihe und 1 sonstigen Rind die gekoppelte Stiitzung beantragt.

Davon wurden alle 6 Rinder auf die Alm XXXX aufgetrieben. Der Auftrieb erfolgte am 02.07.2022 und wurde am
21.07.2022 gemeldet. Die Meldung erfolgte somit aulRerhalb der 14-tdgigen Meldefrist.Davon wurden alle 6 Rinder auf
die Alm romisch 40 aufgetrieben. Der Auftrieb erfolgte am 02.07.2022 und wurde am 21.07.2022 gemeldet. Die
Meldung erfolgte somit auBerhalb der 14-tagigen Meldefrist.

Eine verspatete Meldung an die Rinderdatenbank nach dem 1 Tag der Alpung fihrt dazu, dass diese Tiere im
betreffenden Antragsjahr nicht als ermittelt gewertet werden kdnnen, wobei aufgrund der bezughabenden
Bestimmungen unbeachtlich ist, dass die verspatete Meldung nicht vom Antragsteller selbst erfolgte.

Die verspatete Meldung des Almobmannes wurde dabei dem Auftreiber zugerechnet (vgl. VWGH im Erkenntnis vom
17.06.2009, ZI.2008/17/0224)."Die verspatete Meldung des Almobmannes wurde dabei dem Auftreiber zugerechnet
vergleiche VWGH im Erkenntnis vom 17.06.2009, ZI. 2008/17/0224)."

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der Beschwerdeflhrer stellte einen MFA fir das Antragsjahr 2022 und beantragte unter anderem die Gewahrung von
Direktzahlungen, bzw. spezifizierte zu diesem Zweck in der Internet-Applikation INVEKOS-GIS eine Reihe von
landwirtschaftlichen Nutzflachen.

DarUber hinaus trieb er im Antragsjahr 2022 funf Kiilhe und ein sonstiges Rind auf eine AIm auf.

Bei einer Verwaltungskontrolle wurde festgestellt, dass flr alle sechs Rinder, die am 02.07.2022 auf die AlIm mit der
BNr. XXXX aufgetrieben worden waren, die entsprechende Rinderdatenbankmeldung fir den Abtrieb durch den
Almverantwortlichen auBerhalb der 14-tagigen Meldefrist erfolgte.Bei einer Verwaltungskontrolle wurde festgestellt,
dass fur alle sechs Rinder, die am 02.07.2022 auf die AlIm mit der BNr. romisch 40 aufgetrieben worden waren, die
entsprechende Rinderdatenbankmeldung fur den Abtrieb durch den Almverantwortlichen aufl3erhalb der 14-tagigen
Meldefrist erfolgte.


https://www.jusline.at/entscheidung/1034362
https://www.jusline.at/entscheidung/1034362

Die entsprechende Meldung langte erst am 21.07.2022 bei der AMA ein.
2. Beweiswurdigung:

Die angeflUihrten Feststellungen ergeben sich aus den von der AMA vorgelegten Unterlagen des Verwaltungsverfahrens
und wurden von keiner Verfahrenspartei bestritten.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung  durch Senate  vorgesehen ist. Verfahrensgegenstandlich  liegt
Einzelrichterzustandigkeit vor. Gemal3 Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
Verfahrensgegenstandlich liegt Einzelrichterzustandigkeit vor.

Zu A) Aussetzung des Verfahrens:

Gemal? § 34 Abs. 3 VWGVG kann das Verwaltungsgericht ein Verfahren Uber eine Beschwerde gemaf Art. 130 Abs. 1 Z
1 B-VG mit Beschluss aussetzen, wenn GemaR Paragraph 34, Absatz 3, VwWGVG kann das Verwaltungsgericht ein
Verfahren Uber eine Beschwerde gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG mit Beschluss aussetzen, wenn

1. vom Verwaltungsgericht in einer erheblichen Anzahl von anhangigen oder in naher Zukunft zu erwartenden
Verfahren eine Rechtsfrage zu I8sen ist und gleichzeitig beim Verwaltungsgerichtshof ein Verfahren tUber eine Revision
gegen ein Erkenntnis oder einen Beschluss eines Verwaltungsgerichtes anhangig ist, in welchem dieselbe Rechtsfrage

zu losen ist, und

2. eine Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur Losung dieser Rechtsfrage fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Gleichzeitig hat das Verwaltungsgericht dem Verwaltungsgerichtshof gemall § 34 Abs. 3 zweiter Absatz VWGVG das
Aussetzen des Verfahrens unter Bezeichnung des beim Verwaltungsgerichtshof anhangigen Verfahrens mitzuteilen.
Eine solche Mitteilung hat zu entfallen, wenn das Verwaltungsgericht in der Mitteilung ein Verfahren vor dem
Verwaltungsgerichtshof zu bezeichnen hatte, das es in einer friheren Mitteilung schon einmal bezeichnet hat. Mit der
Zustellung des Erkenntnisses oder Beschlusses des Verwaltungsgerichtshofes an das Verwaltungsgericht gemaR § 44
Abs. 2 VWGG ist das Verfahren fortzusetzen. Das Verwaltungsgericht hat den Parteien die Fortsetzung des Verfahrens
mitzuteilen. Gleichzeitig hat das Verwaltungsgericht dem Verwaltungsgerichtshof gemall Paragraph 34, Absatz 3,
zweiter Absatz VWGVG das Aussetzen des Verfahrens unter Bezeichnung des beim Verwaltungsgerichtshof anhangigen
Verfahrens mitzuteilen. Eine solche Mitteilung hat zu entfallen, wenn das Verwaltungsgericht in der Mitteilung ein
Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof zu bezeichnen hétte, das es in einer frUheren Mitteilung schon einmal
bezeichnet hat. Mit der Zustellung des Erkenntnisses oder Beschlusses des Verwaltungsgerichtshofes an das
Verwaltungsgericht gemald Paragraph 44, Absatz 2, VWGG ist das Verfahren fortzusetzen. Das Verwaltungsgericht hat
den Parteien die Fortsetzung des Verfahrens mitzuteilen.

Aus den Erlduterungen zu8 34 VwGVG geht hervor, dass ein Verfahren ausgesetzt werden kann, wenn bei einem
Verwaltungsgericht in einer erheblichen Zahl von anhangigen oder zu erwartenden Verfahren eine Rechtsfrage zu
I6sen ist, die in einem - gleichzeitig anhangigen - Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof zu I8sen ist. Zweck dieser
Bestimmung ist es, aus Grinden der Prozessdkonomie zu vermeiden, dass die gleiche Rechtsfrage nebeneinander in
mehreren Verfahren erdrtert werden muss. Die Aussetzung soll eine Malinahme der Vereinfachung des Verfahrens
sein und auch die Parteien vor der Einbringung unndétiger Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof bewahren (RV
2009 BIgNR 24. GP, 8). Aus den Erlduterungen zu Paragraph 34, VwWGVG geht hervor, dass ein Verfahren ausgesetzt
werden kann, wenn bei einem Verwaltungsgericht in einer erheblichen Zahl von anhangigen oder zu erwartenden
Verfahren eine Rechtsfrage zu lésen ist, die in einem - gleichzeitig anhangigen - Verfahren vor dem
Verwaltungsgerichtshof zu l6sen ist. Zweck dieser Bestimmung ist es, aus Grinden der Prozessdkonomie zu
vermeiden, dass die gleiche Rechtsfrage nebeneinander in mehreren Verfahren erértert werden muss. Die Aussetzung
soll eine MalRnahme der Vereinfachung des Verfahrens sein und auch die Parteien vor der Einbringung unnétiger
Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof bewahren Regierungsvorlage 2009 BIgNR 24. GP, 8).

Wenn daher ein Verwaltungsgericht, wahrend vor dem Verwaltungsgerichtshof ein Verfahren zur Klarung einer
bestimmten Rechtsfrage anhangig ist, Verfahren, bei denen die gleichen Rechtsfragen strittig sind, aussetzt (und nicht
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durch Erlassung weiterer Entscheidungen mehrfache Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof ,verursacht”), dient
die Aussetzung auch Parteiinteressen (Wegfall des Kostenrisikos in Bezug auf allfallig zu ergreifende Rechtsmittel an
den Verwaltungsgerichtshof) sowie letztlich auch der Entlastung des Verwaltungsgerichtshofes.

Durch die Aussetzung eines Verfahrens soll die Funktionsfahigkeit des Verwaltungsgerichtes bei einer groRBen Zahl
gleichgelagerter Beschwerden gewadhrleistet sein, indem auf einen beim Verwaltungsgerichtshof anhangigen ,leading
case” gewartet und so dessen Rechtsansicht eingeholt werden kann. Darlber hinaus wird der Verwaltungsgerichtshof
selbst  vor  einer potentiell massenhaften Revisionseinbringung  geschitzt  (Fister/Fuchs/Sachs,
Verwaltungsgerichtsverfahren2, 2018, Anm. 14 zu8 34 VwGVG).Durch die Aussetzung eines Verfahrens soll die
Funktionsfahigkeit des Verwaltungsgerichtes bei einer groRen Zahl gleichgelagerter Beschwerden gewahrleistet sein,
indem auf einen beim Verwaltungsgerichtshof anhangigen ,leading case” gewartet und so dessen Rechtsansicht
eingeholt werden kann. Daruber hinaus wird der Verwaltungsgerichtshof selbst vor einer potentiell massenhaften
Revisionseinbringung geschitzt (Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren2, 2018, Anmerkung 14 zu
Paragraph 34, VwWGVG).

Beim Bundesverwaltungsgericht sind aktuell mehrere gleichgelagerte Verfahren zur Klarung derselben Rechtsfrage
anhangig und es ist zu erwarten, dass noch weitere Verfahren folgen werden.

Das Bundesverwaltungsgericht hat am 16.11.2021 zur GZ W104 2246544-1/2E ein Erkenntnis erlassen, mit welchem
der Beschwerde stattgegeben und der Abzug der Kirzung sowie die Anordnung, dass ein bestimmter Betrag gemaf}
Art. 31 VO (EU) Nr. 640/2014 auch bei Verwaltungskontrollen und nicht nur bei Vor-Ort-Kontrollen einzubehalten ist,
gestrichen wurde. Dagegen wurde von der AMA Revision erhoben. Dieses Revisionsverfahren ist zur im Spruch
genannten Zahl beim Verwaltungsgerichtshof anhangig. Eine Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes ist bislang
noch nicht ergangen.Das Bundesverwaltungsgericht hat am 16.11.2021 zur GZ W104 2246544-1/2E ein Erkenntnis
erlassen, mit welchem der Beschwerde stattgegeben und der Abzug der Kirzung sowie die Anordnung, dass ein
bestimmter Betrag gemaR Artikel 31, VO (EU) Nr. 640 aus 2014, auch bei Verwaltungskontrollen und nicht nur bei Vor-
Ort-Kontrollen einzubehalten ist, gestrichen wurde. Dagegen wurde von der AMA Revision erhoben. Dieses
Revisionsverfahren ist zur im Spruch genannten Zahl beim Verwaltungsgerichtshof anhangig. Eine Entscheidung des
Verwaltungsgerichtshofes ist bislang noch nicht ergangen.

In einem gleichgelagerten Fall wurde zuvor mit Erkenntnis des BVwG vom 16.09.2021 zur GZ W114 2245084-1/5E in
einem Beschwerdeverfahren die Beschwerde des Beschwerdefluihrers abgewiesen und die Auffassung der AMA fur
rechtskonform erachtet, also die Kiirzung und die Einbehaltung eines bestimmten Betrages fur rechtmaRig erklart.

Die Voraussetzungen fur die Aussetzung des Verfahrens gemal38 34 Abs. 3 VWGVG sind sohin gegeben; das
gegenstandliche Beschwerdeverfahren wurde daher spruchgemal’ ausgesetzt und ist nach Entscheidung durch den
VwWGH - entsprechend der Entscheidung durch den VwGH fortzusetzen. Die Voraussetzungen fur die Aussetzung des
Verfahrens gemal} Paragraph 34, Absatz 3, VwWGVG sind sohin gegeben; das gegenstandliche Beschwerdeverfahren
wurde daher spruchgemal’ ausgesetzt und ist nach Entscheidung durch den VWGH - entsprechend der Entscheidung
durch den VwGH fortzusetzen.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemdl Artikel 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begrinden.Gemal Paragraph 25 a, Absatz eins, VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses
oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133 Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz
zu begrinden.

Die Entscheidung Uber die Aussetzung hat mit (nicht blo3 verfahrensleitendem) Beschluss (vgl. VWGH zuletzt
07.01.2020, Fr 2019/03/0023) zu ergehen, die Revision ist bei Vorliegen einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung
zuzulassen.Die Entscheidung lber die Aussetzung hat mit (nicht blof3 verfahrensleitendem) Beschluss vergleiche VwGH
zuletzt 07.01.2020, Fr 2019/03/0023) zu ergehen, die Revision ist bei Vorliegen einer Rechtsfrage grundsatzlicher

Bedeutung zuzulassen.

Die Revision ist gemal3 Artikel 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer

Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
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der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die
vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu lésenden Rechtsfrage vor. Die hier
anzuwendenden Regelungen erweisen sich als klar und eindeutig.Die Revision ist gemald Artikel 133 Absatz 4, B-VG
nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden Rechtsfrage vor. Die hier anzuwendenden Regelungen erweisen sich als
klar und eindeutig.
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